Arbeitsstrafen und Arbeiten im Interesse der Allgemeinheit: 
Rückerstattung der entstandenen Kosten durch den Föderalen Öffentlichen Dienst Justiz im Rahmen der Gesetzgebung über das Wohlbefinden am Arbeitsplatz
Im Rahmen der Ableistungen von Arbeitsstrafen und Arbeiten im Interesse der Allgemeinheit sieht der Königliche Erlass vom 23. März 2007 die Rückerstattung der entstandenen Kosten im Rahmen der Gesetzgebung über das Wohlbefinden am Arbeitsplatz vor. 

Der Ministerielle Erlass vom 24. Juni 2014, abgeändert am 16. März 2015, bestimmt den Ablauf der Rückerstattung. 

Wer kann die Rückerstattung erhalten?
Alle Einrichtungen, die eine Vereinbarung der Arbeitsstrafe oder Arbeit im Interesse der Allgemeinheit unterzeichnet haben und die in diesem Rahmen Ausgaben getätigt haben, um der Gesetzgebung über das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu entsprechen.


Wie muss diese Rückerstattungsforderung aussehen? 

Die „déclaration de créance“ wie sie im Erlass vorgegeben ist, muss ausgefüllt werden. 

· Die Originale der Rechnungen müssen der Anfrage beigefügt werden, um eine Rückerstattung zu erhalten.

· Der IBAN und BIC Code müssen angegeben werden.

· Eine einzige Rückerstattungsforderung muss für alle unterzeichneten Vereinbarungen einer gleichen Periode (entweder pro Trimester oder pro Jahr) ausgefüllt werden. Das Datum der Unterzeichnung der Vereinbarung zählt als Referenzdatum.
Eine gleiche Rückerstattungsforderung kann nicht für zwei Trimester oder zwei Jahre gelten. Zum Beispiel:

· Eine Gemeinde, die 100 Vereinbarungen im Jahr 2020 unterzeichnet hat und die die Ausgaben belegen kann, füllt eine Rückerstattungsforderung für 2020 aus. 

· Eine VOG, die 10 Vereinbarungen im Jahr 2020 und 3 Vereinbarungen zwischen dem 01. Januar und 31. März 2021 unterzeichnet hat und die die Ausgaben belegen kann, füllt eine Rückerstattungsforderung für 2020 und eine für das erste Trimester 2021 aus.

· Eine VOG, die drei Vereinbarungen zwischen dem 01. Januar 2020 und 31. März 2020 (1. Trimester), dann 5 Vereinbarungen zwischen dem 01. April und 30. Juni (2. Trimester), und 2 Vereinbarungen zwischen dem 01. Oktober und 31. Dezember 2020 (4. Trimester) unterzeichnet hat, kann eine einzige Rückerstattungsforderung für das ganze Jahr 2020 oder 3 darauffolgende Forderungen schicken.

· Eine Gemeinde schickt eine Rückerstattungsforderung für 15 Vereinbarungen zwischen dem 01. Januar 2020 und 30. März 2020, dann eine zweite Forderung für eine Vereinbarung, die am 2. Februar 2019 unterzeichnet wurde. Diese zweite Forderung wird nicht akzeptiert. 

Was tun, wenn die Originale der Rechnung nicht geschickt werden können? 
Sie können eine beglaubigte Kopie schicken. 
Was tun, wenn Ausgaben auf der Rechnung angegeben sind, die nichts mit der Rückerstattungsforderung zu tun haben?  
Markieren Sie die gewünschten Beträge (z.B. mit einem Leuchtstift). 
An wen wird die Rückerstattungsforderung geschickt? 

Um die Rückerstattung zu vereinfachen, empfehlen wir Ihnen das Dokument an das Justizhaus zu schicken: 
Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft

Justizhaus 

Aachener Straße 62 A
4700 Eupen 

Wann werden die Rückerstattungsforderungen geschickt? 

Alle Forderungen müssen bis zum 20. Juni 2021 an das Justizhaus geschickt werden. Die Anfragen werden gesammelt und alle Dokumente werden zum FÖD Justiz geschickt. 


Was erstattet der Föderal Öffentliche Dienst Justiz? 

Die entstandenen Kosten im Rahmen der Gesetzgebung über das Wohlbefinden am Arbeitsplatz, die für die Leistungserbringer von Arbeitsstrafen und Arbeiten im Interesse der Allgemeinheit aufgebracht wurden. Die entstandenen Kosten werden pauschal durch den FÖD Justiz erstattet. Die Pauschale beläuft sich auf Maximum 50 Euro pro unterzeichnete Vereinbarung. Wenn der ausgegebene Betrag sich auf weniger als 50 Euro beläuft, wird der reelle Betrag erstattet und nicht 50 Euro. 

Wann werden die Kosten erstattet? 
Die Kosten der in einem Jahr unterzeichneten Vereinbarungen werden frühestens im Oktober des darauffolgenden Jahres erstattet. 

An wen kann ich mich wenden? 
Bei allgemeinen Fragen können Sie sich immer ans Justizhaus wenden: 

Janina Röhl (087/59 46 00 oder justizhaus@dgov.be).

Alle Fragen bezüglich Ihrer Rückerstattungsforderung können an folgende Mailadresse des FÖD Justiz gestellt werden: forderungen-arbeitsstrafen@just.fgov.be. 
Die Nummer Ihrer Akte, die Sie durch das Justizhaus erhalten, muss in der Mail angegeben werden. 

Justizhaus Eupen
Aachener Straße 62 A
4700 Eupen
DECLARATION DE CREANCE (MJ 27)
	Nom de l’organisme :
	

	Responsable pour l’organisme :
	

	Téléphone :

	

	Fax :

	

	Adresse :
	

	Numéro de compte (+ IBAN ; + BIC) :


	

	Montant de la créance*:
	


Conformément à l’arrêté royal du 23 mars 2007 relatif au remboursement par le Service public fédéral Justice des frais exposés dans le cadre de l'exécution de la peine de travail et du travail d'intérêt général (M.B.,05/04/2007), l’organisme réclame le remboursement de………………. EURO, sur base de ………… convention(s) peine de travail ou travail d’intérêt général conclue(s) entre le……….                    et le …………..                 
*Conformément à l’arrêté ministériel fixant le remboursement et le modèle de déclaration de créance visé par l'arrêté royal du 23 mars 2007 relatif au remboursement par le Service public fédéral Justice  des frais exposés dans le cadre de l'exécution des peines de travail autonomes et des travaux d'intérêt général, le lieu de prestation a pris connaissance que :

-le remboursement est limité à un montant forfaitaire qui est accordé par justiciable qui a conclu avec le lieu de prestation et la maison de justice une convention peine de travail ou une convention travail d’intérêt général à partir di 1er janvier 2014.

- le remboursement est limité aux frais réels déboursés si ceux-ci sont inférieurs au montant forfaitaire visé au premier alinéa.

- le montant forfaitaire visé au §1er, dans la limite des montants disponibles, est fixé à 50 EUR.

- les lieux de prestation joignent à leur déclaration de créance les justificatifs originaux des frais.

- les lieux de prestations font leur déclaration de créance au plus tard avant le 1er juillet de l’année suivante au SPF Justice.

- l’administration peut demander des informations complémentaires. L’administration peut vérifier sur place si les conditions sont remplies. Si suite à un contrôle, il s’avère que le lieu de prestation a été payé indûment, l’adminstration demandera au lieu de prestation de rembourser le montant trop perçu ou déduira ce montant de la créance suivante. 
Nom et signature du responsable de l’organisme
Fait à……………………………, le………………………….

